
Das Kollektiv des Lehrgangs hat begriffen, daß die 
Qualität der Arbeit der Justizorgane hinter der Quali­
tät der Arbeit der örtlichen Organe zurückgeblieben ist 
und neben der Tätigkeit der örtlichen Organe zur 
Führung und Organisierung der sozialistischen Um­
gestaltung einherläuft. Deshalb wird in der Konzeption 
gesagt, daß „die Tätigkeit der Justizorgane ein Bestand­
teil der Tätigkeit der einheitlichen Staatsorgane und 
der Tätigkeit der Machtorgane untergeordnet ist“.

Im Lehrgang wurde besonders intensiv die Frage 
diskutiert: Was hinderte uns an der grundsätzlichen 
Wende zur aktiven Mitwirkung bei der Lösung der 
politischen, ökonomischen und kulturellen Aufgaben im 
jeweiligen Bereich? Auf Grund des Erfahrungsaus­
tausches und einer Reihe von Lektionen traf das 
Kollektiv folgende Feststellung:

„Das Haupthindernis für die Qualifizierung der
Justiztätigkeit ist das Weiterwirken der bürgerlichen
formalistisch-normativistischen Position. Die Haupt­
aufgabe ist daher, die Justizpraxis ganz auf den
Boden des Marxismus-Leninismus zu stellen.“
In dieser These sind zwei wesentliche Elemente auf 

die kürzeste Formel gebracht, nämlich das Haupt­
hindernis und der Weg zur Überwindung dieses Haupt­
hindernisses. Nicht enthalten in der These sind die 
konkreten Ursachen. In der Diskussion wurden einzelne 
Ursachen genannt, so z. B. die Abstraktheit in der 
Lehre, aber auch das geltende Strafgesetzbuch, die 
Strafprozeßordnung und das Gerichtsverfassungsgesetz, 
welche die Spontanlität der Praxis fördern, statt bei 
ihrer Überwindung mitzuhelfen. Dieser Hinweis des 
Lehrgangs ist bedeutsam für die Kommissionen, die 
mit der Ausarbeitung des Entwurfs eines neuen Straf­
gesetzbuchs befaßt sind. Als Ursache für den spontanen 
Charakter der Arbeit der Justizorgane wurden ferner 
das Weiterwirken von Überresten der bürgerlichen 
Gewaltenteilungsideologie, von formalen Auffassungen 
über das Legalitätsprinzip u. a. genannt. Wie recht die 
Lehrgangsteilnehmer mit diesen Feststellungen haben, 
beweist die Tatsadle, daß die Überreste der Gewalten­
teilungsideologie bei den Richtern stärker sind als bei 
den Staatsanwälten.

In diesem Zusammenhang muß auf eine Besonderheit 
des Lehrgangs hingewiesen werden: Vom ersten Tage 
an wurde eine prinzipielle ideologische Auseinander­
setzung geführt und nicht geduldet, daß einzelne Ge­
nossen sich damit beruhigen wollten, daß hinsichtlich 
der grundlegenden politischen Aufgabenstellung völlige 
Klarheit bestehe und es nur in der praktischen Durch­
führung Hemmnisse objektiver Art gebe. Diese kämpfe­
rische Situation im Lehrgang war die Voraussetzung 
für die Aufdeckung der Hauptmängel und ihrer ideo­
logischen Wurzeln. Es war deshalb kein Zufall, daß die 
Lektionen, die von leitenden Mitarbeitern des Obersten 
Gerichts und der Obersten Staatsanwaltschaft gehalten 
wurden, auf erhebliche Kritik stießen. Diese Lektionen 
waren zu unproblematisch; aus ihnen war nicht ge­
nügend erkennbar, daß auch diese zentralen Justiz­
organe um eine höhere Qualität der Leitungstätigkeit 
ringen.

In der These 3 wird deshalb gesagt, daß es jetzt 
nicht nur darauf ankommt, neue Gesetze zu schaffen, 
sondern daß es ebenso notwendig ist, eine höhere 
Qualität der staatlichen Leitungstätigkeit der Justiz­
organe zu erreichen, damit das Recht zum Hebel bei 
der sozialistischen Umgestaltung wird. Jetzt muß die 
Erkenntnis Platz greifen, daß das Ziel und der Inhalt 
-der Rechtsprechung bestimmt wird durch die Haupt­
aufgaben, die von der Partei der Arbeiterklasse, der 
Staatsmacht und der Nationalen Front für die Periode 
der Vollendung des sozialistischen Aufbaus gestellt 
sind. Eine solche Rechtsprechung wird dazu beitragen, 
die in dieser Periode auftretenden Widersprüche zu 
lösen. Eine solche Justizpraxis wird bei der Durchset­
zung der Gesetzmäßigkeiten der gesellschaftlichen 
Entwicklung helfen.

In der These 4 wird ausgesprochen, daß das Recht 
und die Rechtsprechung eine große Bedeutung bei der 
Herausbildung des sozialistischen Bewußtseins und bei 
der Entwicklung eines neuen Rechtsbewußtseins der 
Werktätigen haben.

Das ist keine neue Erkenntnis. Sie in den Vorschlägen 
zu wiederholen, war aber notwendig, da an bestimmte 
grundlegende Thesen immer wieder erinnert werden 
muß. Hinzu kommt, daß dieses Problem in der Wissen­
schaft zu allgemein dargestellt wurde. In der Diskussion 
im Lehrgang gingen wir von der Feststellung des Ge­
nossen Grüneberg aus, daß jedes Verbrechen eine 
gesellschaftliche Erscheinung und der individuelle 
Ausdruck bestimmter, von den alten Ausbeuterord­
nungen ererbter rückständiger Gewohnheiten oder — 
obwohl seltener — auf eine direkt konterrevolutionäre 
Ideologie zurückzuführen ist.

Diesen Ursachen des Verbrechens muß die soziali­
stische Ideologie entgegengesetzt werden. Davon geht 
auch Genosse Renneberg aus, der die Meinung vertritt, 
daß die spezifische Rolle des Strafrechts in der sozia­
listischen Gesellschaft darin besteht, daß mit der Be­
kämpfung einzelner Straftaten in erster Linie deren 
objektive gesellschaftlichen und ideologischen Wurzeln 
aufgedeckt und den Werktätigen bewußt gemacht wer­
den. Mit anderen Worten: Durch die Entwicklung 
eines sozialistischen Rechtsbewußtseins werden die 
Massen zur Überwindung der gesellschaftlichen Ver­
brechensursachen angeleitet, den Straftaten wird der 
Boden entzogen und darüber hinaus die gesellschaft­
liche Entwicklung vorwärts getrieben. Genosse Grüne­
berg gab auf die Frage, wie die Strafgewalt unseres 
Staates jetzt wirken muß, folgende Antwort:

„An einem Fall — oder an einigen —, wo das Sumpf­
milieu bis zum Verbrechen geführt hat, ist durch die 
Verhandlung und das Urteil die ganze gesellschafts­
schädliche, egoistische, gegen die Interessen unseres 
Volkes, unseres Staates, gegen die Kollegen und auch 
gegen die Familie gerichtete Amoral dieses Sumpfes 
aufzudecken. Indem die Strafe einen trifft, der das 
Verbrechen begangen hat, muß sie alle treffen, die 
im Sumpfe sitzen, damit sie durch die Strafgewalt 
unseres Staates, die zugleich eine große erzieherische 
Gewalt ist, in die frische Luft unserer sozialistischen 
Moral und Disziplin geführt werden.“
Von großer Bedeutung für die zukünftige Tätigkeit 

der Justizorgane sind die Thesen 5 und 6. Das Kollektiv 
des Lehrgangs ging davon aus, daß die Justizorgane an 
den großen Gesetzeswerken vom 17. Januar 1957 und
11. Februar 1958 mehr oder weniger vorbeigegangen 
sind und diese Gesetze eben nur als Gesetze angesehen 
haben, die wohl für die Tätigkeit der staatlichen Organe 
von Bedeutung sind, aber im wesentlichen nicht auf die 
Justizorgane und ihre Tätigkeit zutreffen. Es wurde 
auch festgestellt, daß eine Reihe theoretischer Arbeiten 
in dieser Hinsicht am Ziel vorbeigegangen sind und 
nicht zur Klarheit beigetragen haben. In der Diskussion 
wurde auch herausgestellt, daß man schnell Schluß 
machen muß mit solchen Auffassungen, die darauf 
hinauslaufen, den demokratischen Zentralismus als 
eine Sache der prozessualen Form und nicht als eine 
Sache der politischen Führung anzusehen.

Einmütig war das Kollektiv der Ansicht, daß bei der 
Verwirklichung des demokratischen Zentralismus in 
der Justiz nicht organisatorische und strukturelle 
Fragen im Vordergrund stehen, sondern daß es 
darum geht, die Volksmassen in den Kampf gegen 
negative Erscheinungen in der Gesellschaft einzube­
ziehen und sie ideologisch zu befähigen, bewußt und 
aktiv am Kampf gegen die Kriminalität mitzuwirken. 
Wenn in den Justizorganen so gearbeitet wird, so wer­
den — das wurde ausdrücklich unterstrichen — auch bei 
der Durchsetzung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
große Erfolge erzielt werden. Denn die Hilfe der Werk­
tätigen, ihre Einbeziehung auch in die Tätigkeit der 
Justizorgane, macht es überhaupt erst möglich, die 
Gesetzlichkeit auf eine höhere Stufe zu heben. Die 
Werktätigen kennen am besten die vielfältigen ört­
lichen und zeitlichen Besonderheiten, sie leben unter 
diesen Besonderheiten und sind deshalb ganz besonders 
in der Lage, diese Besonderheiten einzuschätzen, die 
bei der Durchsetzung des Allgemeinen auf alle Fälle 
beachtet werden müssen. Darin besteht auch die höhere 
Stufe der Gesetzlichkeit.

Einen breiten Raum in den Diskussionen im Lehrgang 
nahm auch die schädliche Trennung zwischen der Recht­
sprechung und der politischen Massenarbeit ein. Es 
wurde darauf hingewiesen, daß zwar in der Praxis eine
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